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Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Der Bauausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss:

1. Der Gemeinderat der Stadt Heidelberg stimmt der Behandlung der zum
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Wieblingen ,,Solarpark Wolfsgérten“ abgegebenen
Stellungnahmen (Anlagen 2 und 3 zur Drucksache) wie in Anlage 1 zur Drucksache
vorgeschlagen, zu. Die Behandlung der Stellungnahmen wird Bestandteil der
Begrindung.

2. Der Gemeinderat stimmt dem Vorhaben- und ErschlieBungsplan (Anlage 4 zur
Drucksache) in der Fassung vom 10. April 2013 zu. Der Vorhaben- und
ErschlieBungsplan wird Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

3. Der Gemeinderat beschliel3t den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Wieblingen
»~Solarpark Wolfsgérten®in der Fassung vom 10. April 2013 (Anlage 5 zur Drucksache)
gemal Paragraph 10 Absatz 1 Baugesetzbuch als Satzung. Der Gemeinderat beschlief3t
die Begrundung in der Fassung vom 10. April 2013 (Anlage 6 zur Drucksache).

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag:

Ausgaben / Gesamtkosten: 0€
Einnahmen: 0€
Finanzierung: 0€

Zusammenfassung der Begriindung:

Den Stadtwerken Heidelberg soll erméglicht werden im Gewann Wolfsgarten auf ihrem
eigenen Grundstiick einen Solarpark zu errichten mit der vollen Férderung Uber das
Erneuerbare Energiengesetz (EEG).
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Begrindung:

1. Ausgangslage

Die Stadtwerke Heidelberg Umwelt GmbH, im weiteren Vorhabentragerin genannt, haben sich mit
der Eigentimerin (Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH) des Flurstiicks Nummer 33346/1 im
Gewann Wolfsgarten verstandigt, eine weitere Nutzung fur das Grundstick zu finden. Das Flurstiick
hat eine Grof3e von circa 2 Hektar. Auf dem Flurstiick befinden sich ein Umspannwerk mit einer
GroRRe von circa 750 Quadratmetern sowie eine Trafostation von circa 65 Quadratmetern. Die
restliche Flache dient der inneren ErschlieRung oder wird als Griinflache (Wiese) genutzt.

Die Vorhabentragerin beabsichtigt auf diesem Flurstiick eine Freiflachenphotovoltaik-Anlage zu
errichten. Sie bendtigt einen Bebauungsplan aufgrund der Vorgaben des Erneuerbare Energien
Gesetzes (EEG). Voraussetzung fur die Forderung von Freiflachenphotovoltaik-Anlagen nach § 32
EEG ist ndmlich die direkte Nachbarschaft zu Bahnlinien (hier: Bahnlinie Heidelberg — Mannheim)
oder Bundesautobahnen. AufRerdem missen die Flachen in einem Korridor von 110 Metern liegen.
Zusatzlich muss ein als Satzung beschlossener Bebauungsplan vorhanden sein, der die
entsprechenden Flachen als ,Flachen flur die Energieerzeugung aus Photovoltaik” festsetzt.

Deswegen beantragte die Vorhabentragerin mit Schreiben vom 30. Marz 2012 die Einleitung des
Verfahrens zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

Der Flachennutzungsplan des Nachbarschaftsverbands Heidelberg — Mannheim weist das Flurstiick
als ,Flache fir die Energieversorgung® aus. Von daher ist der vorhabenbezogene Bebauungsplan
aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

Gemal 8§ 12 Absatz 2 Baugesetzbuch hat die Gemeinde auf Antrag der Vorhabentréagerin tber die
Einleitung des Bebauungsplanverfahrens nach pflichtgemafen Ermessen zu entscheiden. Es
handelt sich hierbei um eine verfahrensrechtliche Sonderregelung, die der besonderen Zusam-
menarbeit zwischen Gemeinde und Privaten im Sinne einer 6ffentlich-privaten Partnerschaft (OPP)
Rechnung tragt. Die Zustimmung nach 8 12 Absatz 2 Baugesetzbuch verschafft dem Investor
Klarheit Uber das weitere Verhalten der Gemeinde. Er ist damit in der Lage seine Planungen weiter
zu vertiefen und zu konkretisieren. Ein einklagbarer Rechtsanspruch auf Durchftihrung des
Planverfahrens besteht jedoch nicht. Die Planungshoheit der Gemeinde bleibt weiterhin bestehen.
Von ihrer Funktion entspricht die Zustimmung nach 8§ 12 Absatz 2 Baugesetzbuch dem
Aufstellungsbeschluss nach § 2 Baugesetzbuch.

Die Stadt Heidelberg unterstitzt die Vorhabentragerin in ihrem Bestreben den Bereich der
erneuerbaren Energien auszubauen.
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2. Verfahren

Der Einleitungsbeschluss gemal} § 12 Absatz 2 Baugesetzbuch wurde auf Antrag des
Vorhabentragers offentlich in der Gemeinderatssitzung am 02.10.2012 gefasst.

Die Verdffentlichung des Einleitungsbeschlusses erfolgte am 17.10.2012 im Heidelberger
,Stadtblatt®.

Im Rahmen des Einleitungsbeschlusses wurde der Bezirksbeirat in seiner Sitzung am 14.06.2012
beteiligt.

Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemal § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch wurde am
08.11.2012 in Form einer 6ffentlichen Informationsveranstaltung im den Raumen der Stadtwerke
Heidelberg in der Kurfursten-Anlage durchgefiihrt. Die Durchfiihrung der friihzeitigen Beteiligung
wurde am 24.10.2012 im ,stadtblatt” ortsliblich bekannt gemacht.

Daruber hinaus wurde die Planung vom 29.10.2012 bis zum 23.11.2012 im Internet unter
www.heidelberg.de und im Technischen Birgeramt der Stadt Heidelberg zur Einsichtnahme
vergffentlicht.

Im Rahmen der Informationsveranstaltung und der frihzeitigen Planoffenlage wurden keine
Anregungen oder Bedenken geadulert.

Frihzeitige Behdrdenbeteiligung

Mit Schreiben vom 25.10.2012 wurden die Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
gemal § 4 Absatz 1 Baugesetzbuch von der Planung informiert und bis zum 23.11.2012 um
Stellungnahme gebeten.

Die im Rahmen der frihzeitigen Behdrdenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen sind in
Anlage 1 der Drucksache behandelt.

Offentlichkeitsbeteiligung

Der Gemeinderat der Stadt Heidelberg hat in seiner Sitzung am 06.02.2013, nach Vorberatung im
Bauausschuss am 15.01.2013, dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der
Entwurfsbegriindung zugestimmt und die 6ffentliche Auslegung der Planunterlagen gemaf3 § 3
Absatz 2 Baugesetzbuch beschlossen.

Der Bezirksbeirat Wieblingen wurde am 21.03.2013 miindlich Gber den Stand der Planung informiert
und auBerte keine Bedenken oder Einwendungen gegen die Planung.

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, die Entwurfsbegriindung und die bisher
eingegangenen umweltrelevanten Stellungnahmen lagen nach ortsiiblicher Bekanntmachung im
Heidelberger ,stadtblatt vom 20.02.2013 in der Zeit vom 28.02.2013 bis einschliel3lich 27.03.2013
oOffentlich aus.

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung sind keine Einwendungen oder Anregungen eingegangen.
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Beteiligung der Behdrden

Mit Schreiben vom 25.02.2013 wurden die Behdrden und sonstigen Tréger 6ffentlicher Belange
gemal § 4 Absatz 2 BauGB von der Offenlage der Planung unterrichtet und um Stellungnahme
gebeten.

Die im Rahmen der Behordenbeteiligung gemachten Anregungen sind in Anlage 1 behandelt.
Die Durchfiihrung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans verursacht fur die Stadt Heidelberg

keine Kosten. Die Kosteniibernahme durch die Vorhabentragerin wird vor dem Satzungsbeschluss
in einem Durchfiihrungsvertrag geregelt (siehe Drucksachennummer: 0077/2013/BV).

Prifung der Nachhaltigkeit der MalBnahme in Bezug auf die Ziele des
Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/- Zielle:
(Codierung) beruhrt:
QU1 + Solide Haushaltswirtschaft
Begrindung:
Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan entstehen der Stadt keine
Kosten
Zielle:
UM 4 + Klima- und Immissionsschutz vorantreiben
Begriindung:

Durch einen Solarpark wir die CO, Immission gemindert
2. Kritische Abwéagung / Erlauterungen zu Zielkonflikten:
keine
gezeichnet

Bernd Stadel

Anlagen zur Drucksache:

Nummer: | Bezeichnung

A 01 Behandlung der abwagungsrelevanten Stellungnahmen

A 02 Stellungnahmen frithzeitige Behdrdenbeteiligung

A 03 Stellungnahmen der Behérden zum Planentwurf

A 04 Vorhaben- und ErschlieBungsplan, Stand 10. April 2013

A 05 Planzeichnung zum Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans, Stand
10. April 2013

A 06 Entwurf der Begriindung mit Umweltbericht zum Vorhabenbezogenen
Bebauungsplan, Stand 10. April 2013

Drucksache:

0166/2013/BV

00231627.doc



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Begründung:
	1. Ausgangslage
	2. Verfahren
	Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
	Frühzeitige Behördenbeteiligung
	Öffentlichkeitsbeteiligung
	Beteiligung der Behörden
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	Anlagen zur Drucksache:

